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Das Recht, ein Kind zu sein
Vor 30 Jahren hat die UNO die Kinderrechte
beschlossen. In der Schweiz klaffen immer noch Lücken.

Niklaus Salzmann

Vor hundert Jahren wurde auf dem Tra-
falgar Square in London eine Frau ver-
haftet. Ihr Vergehen: Sie hatte Flugblät-
ter verteilt. Darauf zu sehen war ein of-
fensichtlich unterernährtes Kleinkind.
Mit seinem überproportional grossen
Kopf sah es aus wie ein Baby, es war
aber zweieinhalb Jahre alt - geboren im
ersten Weltkrieg, und zwar in Öster-
reich, aus britischer Sicht also im Fein-
desland. Dort herrschte eine Hungers-
not, seit die Briten im Krieg den Export
von Nahrungsmittel gestoppt hatten.

Die mutige Frau auf dem Trafalgar
Square hiess Eglantyne Jebb. Sie forder-
te die Aufhebung der Handelsblockade,
damit keine Kinder mehr Hunger lei-
den müssen. Im selben Jahr gründete
sie mit ihrer Schwester «Save the Chil-
dren», die heute weltweit grösste un-
abhängige Kinderrechtsorganisation.

Die Zeit war reif. Schon im voran-
gegangenen Jahrhundert hatte sich die
Ansicht zu verbreiten begonnen, dass
Kinder mehr als nur minderwertige
Arbeitskräfte und hungrige Mäuler wa-
ren, die es zu stopfen galt. Vielmehr
wurden sie je länger je mehr als verletz-
liche Wesen mit eigenen Bedürfnissen,
die es zu schützen galt, betrachtet. Di-
verse Länder hatten bereits mehr oder
weniger konsequent Kinderarbeit ver-
boten und die allgemeine Schulpflicht
eingeführt.

Ein einziges Land hat die
Konvention nicht ratifiziert
Als Eglantyne Jebb die wichtigsten
Rechte von Minderjährigen nieder-
schrieb und dem Völkerbund zukom-
men liess, fielen sie dort auf fruchtba-
ren Boden. In Genf nahm der Völker-

bund 1924 die von Jebb verfasste
Erklärung an, die «Children's Char-
ter». Sie war allerdings unverbindlich.
Und als nach dem Zweiten Weltkrieg
der Völkerbund durch die Vereinten
Nationen abgelöst wurde, dauert es, bis
die Kinderrechte erneut ihren Platz auf
der internationalen Agenda fanden: Vor
genau sechzig Jahren verabschiedete
die UN-Generalversammlung eine Er-
klärung zu den Rechten der Kinder.
Seither gilt der 20. November als Tag
der Kinderrechte. Es ging allerdings
nochmals drei Jahrzehnte, bis sich die
UNO-Mitglieder auf eine weit verbind-
lichere Version einigten: Vor dreissig
Jahren erst, am 20. November 1989,
nahm die UN-Generalversammlung
die heute gültige Kinderrechtskonven-
tion an. Sämtliche Länder ausser den
USA haben sie inzwischen ratifiziert,
die Schweiz im Jahr 1997. Mit der Um-
setzung ist die Schweiz allerdings bis
heute beschäftigt.

Philip Jaffe, Direktor des Zentrums
für Kinderrechte an der Uni Genf, sagt:

«Die Bemühungen der Schweiz gehen
in die richtige Richtung, aber ein Mus-
terschüler ist sie nicht.» Wie andere rei-
che Länder auch biete die Schweiz den
Kindern gute Sozial- und Gesundheits-
leistungen. Auch die Bildungschancen
seien im Grunde genommen gut - doch
nicht für alle gleich gut. «80 000 bis
15 000 Kinder in der Schweiz gelten als
arm», sagt Jaffe. «Sie haben nicht die-
selben Chancen wie andere.»

Wie diese Ungleichheit trotz guter
öffentlicher Schulen in der Praxis
aussieht, zeigt aktuell eine Ausstellung
im Bundeshaus der Stiftung Kinder-
schutz Schweiz. Dort wird ein wahrer

Fall zitiert: «Mama und Papa putzen
am Abend noch Büros. Ich sitze dann
mit meiner kleinen Schwester unter
der Bettdecke und tröste sie. Bis sie
einschläft. Leider schlafe ich dann
manchmal in der Schule ein.» Philip
Jaffe betrachtet Armut als grosses Pro-
blem für die Kinder in der Schweiz.
«Das ist für ein reiches Land ein Skan-
dal», sagt er.

Störend sind für ihn auch die kanto-
nalen Unterschiede. Wie ein Kind be-
handelt wird, hängt hierzulande davon
ab, wo es wohnt. «Es fehlt eine
Ombudsperson oder eine Institution
auf Bundesebene, die sich um die Ein-
haltung der Kinderrechte kümmert»,
sagt Jaffe.

Ein Bereich, in dem es in der
Schweiz gemäss Experten hapert, ist
der Schutz der Kinder vor Gewalt. In
der Ausstellung im Bundeshaus ist zu
lesen, dass jedes zweite Kind in der
Schweiz in der Erziehung physische
oder psychische Gewalt erlebt. In den
meisten Ländern Westeuropas ist es ex-

«Wir sollten den
Kindern zuhören,
weil sie recht
haben.»
Philip Jaffe
Direktor Zentrum für Kinderrechte
plizit verboten, Kinder körperlich zu be-
strafen. In der Schweiz dagegen hat der
Nationalrat vor zwei Jahren eine ent-
sprechende Motion von SP-Nationalrä-
tin Chantal Galla& abgelehnt.
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In sozialen Netzwerken klappt es
mit dem Schutz nicht
Auch im digitalen Raum hapert es mit
der Umsetzung der Kinderrechte. Ein
Viertel aller Jugendlichen wurde online
bereits einmal gemobbt. Die Gesetze
hinken der digitalen Entwicklung nach.
Auch weil die meisten Mitglieder des
Parlaments gerade mal einen Face-
book-Account haben, aber neue sozia-
le Netzwerke wie TikTok oder bei Kin-
dern beliebte Online-Games mit Chat-
foren wie Brawl Stars bestenfalls vom
Hörensagen kennen. Eine Parlamenta-
rische Initiative, die das Anbahnen se-
xueller Kontakte im Internet ins Straf-
gesetzbuch aufnehmen wollte, schei-
terte vor fünf Jahren im Ständerat.
Letztes Jahr hat Viola Amherd - noch
als Nationalrätin - einen ähnlichen Vor-
stoss eingereicht, der nun im Parlament
gute Chancen hat.

Der UN-Kinderrechtsausschuss hat
im Jahr 2015 eine Liste von vierzig
Empfehlungen zur Verbesserung der
Kinderrechte in der Schweiz veröffent-
licht. Rund die Hälfte davon wird laut
Bundesrat bis 2020 umgesetzt sein.

Unter anderem prüft der Bundesrat,
ob er einen der Vorbehalte, die er bei
der Ratifizierung der Konvention ange-
bracht hatte, zurückziehen kann. Es
geht um die Forderung, dass Minder-
jährige im Freiheitsentzug von Erwach-
senen getrennt untergebracht werden.
Daran hielt sich die Schweiz in der Ver-
gangenheit nicht immer, weil die ent-
sprechenden Räumlichkeiten oft nicht
vorhanden waren, besonders in der
Ausschaffungshaft. Nun untersucht der
Bund, ob die Einrichtungen dazu inzwi-
schen vorhanden sind und er damit
auch diesen Punkt der Konvention ein-
halten kann.

Doch beim Asylrecht wird ein ande-
rer Konflikt zum Kinderrecht bestehen
bleiben. Die Konvention sieht vor, dass
Anträge auf Familiennachzug «wohl-
wollend, human und beschleunigt» be-
handelt werden. Und darauf lässt sich
die Schweiz nicht ein, in diesem Punkt
hält sie an ihrem Vorbehalt fest.
Die Jugendlichen haben
das grösste Problem erkannt
Nebst der psychischen und physischen
Gewalt sowie dem Umgang mit auslän-
dischen Kindern macht Philip Jaffe von

der Universität Genf einen weiteren
Problembereich aus: «In unserer Ge-
sellschaft werden Kinder selten um ihre
Meinung gefragt.» Die Konvention hält
fest, dass Kinder das Recht haben, sich
mitzuteilen und gehört zu werden. Dass
es hier Defizite gibt, sagt auch Regula
Bernhard Hug, Leiterin der Geschäfts-
stelle der Stiftung Kinderschutz
Schweiz: «Bei Scheidungen der Eltern,
aber auch bei Fremdplatzierungen oder
bei ausländerrechtlichen Verfahren
werden Kinder beispielsweise nicht sys-
tematisch angehört.»
Jaffe geht noch einen Schritt weiter.
Er will den Kindern auch in der Politik
mehr Gehör verschaffen und fordert
Stimmrechtsalter 16, wie es im Kanton
Glarus und in Österreich seit über zehn
Jahren gilt. «Wir sollten den Kindern
zuhören, weil sie recht haben», sagt er.
Nicht zuletzt waren es Kinder und Ju-
gendliche, die in den vergangenen Mo-
naten auf die Klimakrise aufmerksam
machten - und diese könnte laut Jaffe
zum grössten Problem punkto Kinder-
rechte werden, denn sie bedroht das
Recht auf Überleben.
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Kartoffeln setzen statt spielen und zur Schule gehen - auch für Schweizer Kinder lange Realität. Bild: Keystone (Entlebuch 1941)

4



Date: 20.11.2019

Hauptausgabe

Aargauer Zeitung Gesamt Regio
5001 Aarau
058/ 200 58 58
https://www.aargauerzeitung.ch/

Genre de média: Médias imprimés
Type de média: Presse journ./hebd.
Tirage: 63'620
Parution: 5x/semaine N° de thème: 377.116

Ordre: 1094772Page: 18
Surface: 120'006 mm²

Référence: 75473682

ARGUS DATA INSIGHTS® Schweiz AG | Rüdigerstrasse 15, case postale, 8027 Zurich
T +41 44 388 82 00 | E mail@argusdatainsights.ch | www.argusdatainsights.ch

Coupure Page: 4/4

Meilensteine
Der lange Weg
zur UN-Konvention
1762 Der Roman «Emile oder Über
die Erziehung» von Jean-Jacques
Rousseau erscheint und beginnt
die Sichtweise zu prägen, dass
Kinder Personen mit eigenen
Bedürfnissen sind.
1805 Liechtenstein führt als erstes
Land der Welt die allgemeine
Schulpflicht ein.
1833 In Grossbritannien wird
Fabrikarbeit für Kinder unter neun
Jahren verboten.
1896 Deutschland führt Strafen ein
für Eltern, die ihre Kinder misshan
dein oder vernachlässigen.
1899 In den USA werden Jugend-
gerichte geschaffen, um Kinder vor
Gericht nicht mehr gleich wie
Erwachsene zu behandeln.
1919 Die Schwestern Eglantyne
Jebb und Dorothy Buxton gründen
die Kinderschutzorganisation
«Save the Children».

Eglantyne Jebb.
1924 Der Völkerbund verabschie-
det in Genf die «Children's Char
ter», auch bekannt als «Erklärung
von Genf», eine unverbindliche
Erklärung zu den Grundrechten der
Kinder.
1946 Unicef, das Kinderhilfswerk
der Vereinigten Nationen, wird
gegründet.
1959 Die UN-Generalversammlung
verabschiedet am 20. November
die unverbindliche «Erklärung der

Rechte des Kindes».
1966 Die Menschenrechtsverträge
UNO-Pakt I und II werden von der
UN-Generalversammlung verab-
schiedet. Sie enthalten vereinzelte
Bestimmungen spezifisch zu
Kindern.
1979 Die UNO ruft das Jahr des
Kindes aus.
1989 Am 20. November wird die
Kinderrechtskonvention von der
UN-Generalversammlung ange-
nommen.
1997 Die UN-Kinderrechtskonven
tion tritt in der Schweiz in Kraft.
2000 Die neue Bundesverfassung
der Schweiz enthält einen Artikel,
der besagt, dass Kinder und
Jugendliche Anspruch auf beson-
deren Schutz haben.
2000 Die UN-Generalversamm-
ung verabschiedet zwei Zusatz
protokolle zur Kinderrechtskonven-
tion: Das eine zur Beteiligung von
Kindern an bewaffneten Konflikten,
das andere zum Verkauf von
Kindern, zur Kinderprostitution und
zur Kinderpornografie. (nsn)


